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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 22. Oktober 2020 
 
 
Steht Art. 56 EG (jetzt: Art. 63 AEUV) der Regelung eines 
Mitgliedstaats entgegen, der zufolge inländische Spezial-
Immobilienfonds mit ausschließlich ausländischen Anlegern von 
der Körperschaftsteuer befreit sind, während ausländische Spezial-
Immobilienfonds mit ausschließlich ausländischen Anlegern 
hinsichtlich ihrer im Inland erzielten Vermietungseinkünfte der 
beschränkten Körperschaftsteuerpflicht unterliegen? 
 
Zum Urteil 

 

 

 

 

 

Wird ein zum Betriebsvermögen gehörendes, jedoch teilweise 
privat genutztes Kfz veräußert, erhöht der gesamte 
Unterschiedsbetrag zwischen Buchwert und Veräußerungserlös 
den Gewinn i.S. der §§ 4 und 5 EStG. Der Umstand, dass die 
tatsächlich für das Fahrzeug in Anspruch genommene AfA infolge 
der Besteuerung der Nutzungsentnahme bei wirtschaftlicher 
Betrachtung teilweise neutralisiert wird, rechtfertigt weder eine 
lediglich anteilige Berücksichtigung des Veräußerungserlöses bei 
der Ermittlung des Veräußerungsgewinns noch eine 
gewinnmindernde Korrektur des Veräußerungsgewinns in Höhe 
der auf die private Nutzung entfallenden AfA. Siehe auch die 
Pressemitteilung. 
 
Zum Urteil  
 
 
 
Sind Art. 43 i.V.m. Art. 48 EG (jetzt Art. 49 i.V.m. Art. 54 AEUV) 
dahin auszulegen, dass sie Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats, die es einer gebietsansässigen Gesellschaft 
verwehren, von ihrem steuerpflichtigen Gewinn Verluste einer in 
einem anderen Mitgliedstaat belegenen Betriebsstätte abzuziehen, 
wenn die Gesellschaft zum einen alle Möglichkeiten zum Abzug 
dieser Verluste ausgeschöpft hat, die ihr das Recht des 
Mitgliedstaats bietet, in dem diese Betriebsstätte belegen ist, und 
zum anderen über diese Betriebsstätte keine Einnahmen mehr 
erzielt, so dass keine Möglichkeit mehr besteht, dass die Verluste 
in diesem Mitgliedstaat berücksichtigt werden ("finale" Verluste), 

EuGH-Vorlage I R 33/17: 
Unionsrechtmäßigkeit 
der Fondsbesteuerung 
nach dem InvStG 2004 
 
 
 
 
 
 
 
 
18. Dezember 2019 
 

Urteil VIII R 9/18: Zur 
Ermittlung des 
Gewinns aus der 
Veräußerung eines 
zum 
Betriebsvermögen 
gehörenden, jedoch 
teilweise privat 
genutzten Kfz 
 
16. Juni 2020 
 

 

 

EuGH-Vorlage I R 
32/18: Abzug "finaler" 
Verluste einer 
Freistellungsbetriebs
stätte aufgrund 
Unionsrechts 
 
 
 
06. November 2019 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010208/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010208/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/die-besteuerung-der-privaten-nutzung-eines-betrieblichen-kfz-rechtfertigt-keine-minderung-des-gewinns-aus-der-veraeusserung-des-fahrzeugs/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010219/
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auch dann entgegenstehen, wenn es sich bei den betreffenden 
Rechtsvorschriften um die Freistellung von Gewinnen und 
Verlusten aufgrund eines bilateral zwischen den beiden 
Mitgliedstaaten vereinbarten Abkommens zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung handelt? 
 
Zum Urteil  
 

 

Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil III R 25/19: Keine Übertragung des dem anderen Elternteil 
zustehenden BEA-Freibetrages nach Volljährigkeit des Kindes; 
Änderungsmöglichkeit des FA bei falscher Rechtsauffassung im amtlich 
vorgesehenen Steuererklärungsformular 
22. April 2020 
Zum Urteil, siehe auch das im Wesentlichen inhaltsgleiche Urteil III R 
61/18 (zum Urteil) und die Pressemitteilung 
 
Urteil III R 51/19: Voraussetzungen für einen Kindergeldanspruch 
aufgrund eines Freiwilligendienstes "Erasmus+" 
01. Juli 2020 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 
 
Beschluss II B 39/20 (AdV): Schenkungsteuer: Freibetrag für Urenkel 
27. Juli 2020 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 
 
Urteil VIII R 27/18: Zur Steuerfreiheit von Leistungen, die für die vollzeitige 
Betreuung von verhaltensauffälligen Kindern und Jugendlichen gezahlt 
werden 
14. Juli 2020 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 
 
Urteil II R 32/17: Bindungswirkung eines rechtskräftigen Urteils zur 
Schenkungsteuer 
19. Februar 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil VIII R 15/17: Zur Berücksichtigung von beschränkt abziehbaren 
Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer bei der Ermittlung des 
Aufgabegewinns 
16. Juni 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil V R 32/19: Steuerschuld des Leistungsempfängers bei Organschaft 
23. Juli 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil V R 44/19: Haftung bei Forderungsabtretung 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010209/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010214/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010213/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/keine-uebertragung-des-dem-anderen-elternteil-zustehenden-bea-freibetrages-nach-volljaehrigkeit-des-kindes/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010215/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010215/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010215/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010212/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/urenkel-sind-keine-enkel-auch-nicht-in-der-schenkungsteuer/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010220/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010220/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010220/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010210/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010210/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010218/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010218/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010216/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010216/
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23. Juli 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil II R 38/18: Einheitsbewertung von Grundstücken im Beitrittsgebiet 
27. Mai 2020 
Zum Urteil 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Anwendung des Abgeltungsteuersatzes bei der Darlehensgewährung an 
eine GmbH durch eine dem Anteilseigner nahe stehende Person 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass § 32d 
Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a EStG kein Auffangtatbestand für den Ausschluss von 
Kapitalerträgen gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG aus dem gesonderten Tarif (§ 32d 
Abs. 1 EStG) ist, wenn die Voraussetzungen des Ausschlussgrundes gemäß § 
32d Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b EStG nicht erfüllt sind. 

Sachverhalt 

Die Beteiligten streiten darüber, ob Zinseinkünfte, die dem Kläger und 
Revisionskläger (Kläger) im Streitjahr 2014 zugeflossen sind, im Rahmen der 
Veranlagung zur Einkommensteuer dem gesonderten Tarif gemäß § 32d Abs. 1 
des Einkommensteuergesetzes in der im Streitjahr anzuwendenden Fassung 
(EStG) unterliegen. 

Die verheirateten Kläger werden für das Streitjahr zusammen zur 
Einkommensteuer veranlagt. Die Klägerin war alleinige Gesellschafterin der S-
GmbH, der Kläger war alleiniger Geschäftsführer dieser Gesellschaft. 

Zwischen dem Kläger und der S-GmbH wurden verschiedene Darlehensverträge 
abgeschlossen, die jeweils vom Kläger als Darlehensgeber und als 
Geschäftsführer der S-GmbH unterschrieben wurden. Der Kläger war von den 
Beschränkungen des § 181 des Bürgerlichen Gesetzbuchs befreit. Das erste 
Darlehen war mit 7,8 % und das zweite Darlehen mit 5,646 % pro Jahr zu 
verzinsen. 

Im Einkommensteuerbescheid für das Streitjahr berücksichtigte das Finanzamt 
die Zinseinkünfte des Klägers als gemäß § 32a EStG tariflich zu besteuernde 
Einkünfte aus Kapitalvermögen. Hierbei stützte sich das Finanzamt auf die 
Regelung in § 32d Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b Satz 2 EStG. Der Kläger als 
Darlehensgeber stehe der Klägerin als Anteilseignerin der S-GmbH nahe. Ferner 
erfasste das Finanzamt die weiteren Kapitalerträge des Klägers und der Klägerin, 
die dem inländischen Steuerabzug unterlegen hatten, als abgeltend besteuerte 
Kapitalerträge i.S. des § 32d Abs. 1 EStG. 

Das Niedersächsische Finanzgericht stellte fest, dass die S-GmbH Darlehen zu 
vergleichbaren Konditionen von einem fremden Dritten nicht erhalten hätte. Sie 
hätte allerdings die Kontokorrentlinie bei ihrer Hausbank zu einem Zinssatz in 
Höhe von 8 % nutzen können. 

Das Finanzgericht sah anders als das Finanzamt die Voraussetzungen der 
Regelung in § 32d Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b Satz 2 EStG als nicht erfüllt an. Der 
Kläger sei keine der Klägerin als Anteilseignerin der S-GmbH nahe stehende 
Person im Sinne der Vorschrift. Das Finanzgericht gelangte jedoch zu dem 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010217/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010217/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010211/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010211/


5 
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Ergebnis, dass der Kläger eine der S-GmbH nahe stehende Person i.S. des § 32d 
Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a EStG sei. 

 

 

 Der BFH hat der Revision stattgegeben und 
die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 

 
Entscheidung des BFH 

Das Finanzgericht ist zutreffend davon ausgegangen, dass die dem Kläger im 
Streitjahr zugeflossenen Zinsen Kapitalerträge gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG und 
kein Arbeitslohn sind. 

In den Zinszahlungen ist auch keine verdeckte Gewinnausschüttung (vGA) der S-
GmbH an die Klägerin zu sehen. Die in Anspruch genommene Finanzierung 
durch den Kläger war nach den Feststellungen des Finanzgericht für die S-GmbH 
angesichts der vereinbarten Zinssätze vorteilhafter als eine Inanspruchnahme des 
Kontokorrentkredits. Ein ordentlicher und gewissenhafter Geschäftsführer hätte 
die mit dem Kläger abgeschlossenen Darlehensverträge unter diesen Umständen 
auch mit einem Nichtgesellschafter abgeschlossen. Zudem beruhten die 
Zinszahlungen auf klaren, im Voraus getroffenen, zivilrechtlich wirksamen und 
tatsächlich durchgeführten Darlehensverträgen der S-GmbH mit dem Kläger. 

Ein Ausschluss der vom Kläger erzielten Zinseinkünfte i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 7 
EStG aus dem gesonderten Tarif (§ 32d Abs. 1 EStG) kann im Streitfall weder –
wie vom Finanzgericht zutreffend entschieden– auf § 32d Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b 
Satz 2 EStG (s. unter II.3.) noch –wie vom Finanzgericht zu Unrecht 
angenommen– auf § 32d Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a EStG gestützt werden. 

Der Tatbestand des § 32d Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b Satz 2 EStG ist ein speziell für 
Vergütungen, die u.a. von einer Kapitalgesellschaft (hier: der S-GmbH, vgl. § 1 
Abs. 1 Nr. 1 des Körperschaftsteuergesetzes) an einen Anteilseigner oder an eine 
diesem nahe stehende Person gezahlt werden, geschaffener 
Ausschlusstatbestand. Er ist abschließend. Sind die Voraussetzungen der 
Regelung nicht erfüllt, kommt ein Rückgriff auf den Ausschlusstatbestand gemäß 
§ 32d Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a EStG weder für Vergütungen aus einem Darlehen 
des Anteilseigners noch einer nahe stehenden Person an die Kapitalgesellschaft 
in Betracht (vgl. BMF, Schreiben vom 18. Januar 2016; Rz. 134, 135; IV C 1 – S 
2252/08/10004 :017, siehe unseren Blogbeitrag). 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 16. Juni 2020 (VIII R 5/17), veröffentlicht am 15. Oktober 2020. 

 

Steuerpflichtiger Zinsertrag bei verbilligter Veräußerung eines 
Hausgrundstücks gegen Rentenzahlungen 

Übertragen Eltern im Wege der vorweggenommenen Erbfolge ein Grundstück 
samt aufstehendem Gebäude gegen eine Veräußerungszeitrente an ihre Kinder, 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2016/02/03/finanzverwaltung-einzelfragen-zur-abgeltungsteuer/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010204/
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fließen den Eltern mit den Rentenzahlungen steuerpflichtige Zinseinkünfte gemäß 
§ 20 Abs. 1 Nr. 7 des Einkommensteuergesetzes (EStG) zu, soweit die 
Rentenzahlungen nicht auf den Unterschiedsbetrag zwischen dem Barwert des 
Rentenstammrechts zu Beginn und zum Ende des jeweiligen Kalenderjahres  
entfallen. Unerheblich ist, ob es sich um eine teilentgeltliche Übertragung handelt, 
bei der die Summe der Rentenzahlungen niedriger als der Verkehrswert der 
Immobilie im Übertragungszeitpunkt ist. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in 
einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Die Kläger, ein zusammen veranlagtes Ehepaar, hatten im Jahr 2012 einem ihrer 
Söhne und dessen Ehefrau ein Grundstück mit Gebäude gegen eine monatliche 
Rente in Höhe von 1.000 € übertragen. Die Rente hatte insgesamt eine Laufzeit 
von 30 Jahren und 2 Monaten, zu Beginn des Streitjahres 2013 betrug die 
Laufzeit noch 29 Jahre und 2 Monate. Die Rente war bis zum Tod des 
Längstlebenden der Kläger und danach bis zum Ende der Laufzeit an deren 
Erben zu zahlen. 

Die Kläger argumentierten, die Rentenzahlungen seien nicht in einen Tilgungs- 
und Zinsanteil aufzuteilen (§ 13 Abs. 1 des Bewertungsgesetzes (BewG)). Sie 
hätten die Immobilie mit Rücksicht auf die finanzielle Leistungsfähigkeit des 
Sohns und der Schwiegertochter bewusst gegen niedrige Rentenzahlungen mit 
langer Laufzeit zu einem Entgelt unterhalb des Verkehrswerts am 
Übertragungsstichtag übertragen, statt die Immobilie zu einem marktgerechten 
Preis zu veräußern und den Verkaufserlös anzulegen. Da sie bewusst auf 
Einnahmen verzichtet und den Übernehmern diese Vorteile wirtschaftlich 
betrachtet zugewendet hätten, könnten die Rentenzahlungen keinen 
einkommensteuerbaren Zinsertrag enthalten. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Düsseldorf blieb im Wesentlichen ohne Erfolg 
(siehe unseren Blogbeitrag). 

 

 

Der BFH hat sich der Entscheidung der 
Vorinstanz angeschlossen und die Revision 
als unbegründet zurückgewiesen. 

 
Entscheidung des BFH  

Es handele sich nicht um eine unentgeltliche erbrechtliche Übertragung, sondern 
trotz der Übertragung zu einem Preis unterhalb des Verkehrswerts um ein 
einkommensteuerbares Veräußerungsgeschäft. 

Die Rentenzahlungen aus einer Veräußerungszeitrente seien beim Veräußerer 
und Erwerber gemäß § 13 Abs. 1 BewG in einen Tilgungs- und Zinsanteil 
aufzuteilen. Der Tilgungsanteil entspreche dem Barwert des Rentenstammrechts, 
der sich aus der Abzinsung aller noch ausstehenden Teilbeträge ergebe. In Höhe 
der Differenz des Barwerts der Rentenforderung zur jeweiligen Rentenzahlung 
erziele der Veräußerer einen steuerpflichtigen Zinsertrag. 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2017/05/04/versteuerung-eines-zinsanteils-aus-geleisteten-kaufpreisraten/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

ZUM SEMINAR 

ZUM SEMINAR 

Dies gelte auch, wenn die dem Veräußerer zufließenden Tilgungsanteile nicht im 
Rahmen eines privaten Veräußerungsgeschäfts gemäß § 23 EStG 
einkommensteuerbar seien. 

Der BFH erachtete den für die Aufteilung der Rentenforderung in einen Tilgungs- 
und Zinsanteil gemäß § 13 Abs. 1 BewG maßgeblichen Zinssatz von 5,5% auch 
für verfassungsgemäß. Der in den Rentenzahlungen des Streitjahres 2013 
(12.000 €) enthaltene Zinsanteil betrug danach 9.420 € und führte in dieser Höhe 
zu steuerpflichtigen Zinseinkünften der Kläger. 

Zinseinkünfte unterliegen ab 2009 bei Zufluss grundsätzlich dem gesonderten 
Tarif gemäß § 32d Abs. 1 EStG von 25% (zuzüglich Solidaritätszuschlag und 
gegebenenfalls Kirchensteuer), es sei denn, der Steuerpflichtige kann –wie die 
Kläger des vom BFH entschiedenen Streitfalls– erfolgreich einen Antrag auf 
Günstigerprüfung (§ 32d Abs. 6 EStG) stellen. Dann sind die Zinseinkünfte dem 
niedrigeren tariflichen Regelsteuersatz gemäß § 32a EStG zu unterwerfen. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 14. Juli 2020 (VIII R 3/17), veröffentlicht am 15. Oktober 2020, 
vgl. die Pressemitteilung 041/20 des BFH. 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 

Terminplaner 
Die Neue Weltsteuerordnung rückt näher: 

OECD treibt Pillar One voran 

26.10., Webcast 

 

 

Aktuelles zur Umsatzsteuer für 

Finanzdienstleister 2020 

11. bis 19.11., Webcast 

 

 

Wir freuen uns auf Sie! 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=39082233
https://www.pwc-events.com/azu-fs
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=39082233
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=39082233
https://www.pwc-events.com/azu-fs
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=39082233
https://www.pwc-events.com/azu-fs
https://www.pwc-events.com/azu-fs
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010203/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/steuerpflichtiger-zinsertrag-bei-verbilligter-veraeusserung-eines-hausgrundstuecks-gegen-rentenzahlungen/
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E-MAIL SENDEN 

 

ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
   

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
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